
Am Samstag, den 30. Juni
von 9.30 Uhr bis 17.30 Uhr
findet in Schaan (Post- und
Verwaltungsgebäude) die Ta-
gung «Ein neues Jugendgesetz
entsteht» statt. Wer bei der
Gestaltung des künftigen Ju-
gendgesetzes mitreden will,
wird in den verschiedenen
Workshops ausreichend Gele-
genheit dazu haben. Das Amt
für Soziale Dienste lädt alle
interessierten Jugendlichen
und Erwachsenen herzlich
ein. Regierungschef Otmar
Hasler wird ebenfalls teilneh-
men und sich der Diskussion
stellen.

Mit den Regelungen des Ju-
gendgesetzes ist – oder war –
jeder und jede schon einmal

konfrontiert. Das Amt für So-
ziale Dienste befragte Regie-
rungschef Otmar Hasler nach
seinen persönlichen Erfahrun-
gen damit.

Herr Regierungschef, welche
Erfahrungen haben Sie per-
sönlich als Jugendlicher und
später als Vater und Lehrer
mit dem Jugendgesetz ge-
macht?

Otmar Hasler: Das Jugend-
gesetz wurde im Jahr 1979 ge-
schaffen. Meine Jugendjahre
liegen schon einiges weiter
zurück. Damals habe ich mir
über gesetzliche Vorschriften
keine Gedanken gemacht. Die
Erfahrung im Umgang mit Ju-
gendlichen, auch mit den eige-
nen Kindern, hat mir gezeigt,
wie sehr sich die Wertvorstel-
lungen und Normen der Ge-
sellschaft verändert haben und
wie schwer sich Jugendliche
tun, verschiedene Vorschriften
des Jugendgesetzes zu akzep-
tieren und sich daran zu hal-
ten.

Was denken Sie über das
heutige Jugendgesetz, was
würden Sie verändern und

was beibehalten?
Es ist dringend notwendig,

das heutige Jugendgesetz in

verschiedenen Bereichen zu
überdenken und gerade im Be-
reich des Jugendschutzes auf
seine Durchsetzungsmöglich-
keit hin zu hinterfragen. Geset-
ze gelten für alle und müssen
auch mit dem entsprechenden
Nachdruck umgesetzt werden.
Wir müssen uns deshalb vor al-
lem über die verschiedenen
Vorschriften bezüglich Aus-
gang, Suchtmittel, Beteili-
gungsmöglichkeiten von Ju-
gendlichen in verschiedenen
sie betreffenden Fragen Gedan-
ken machen.

Warum ist es Ihnen wichtig,
Jugendliche und Erwachsene
im Entstehungsprozess eines
neuen Jugendgesetzes zu be-
teiligen?

Der Einbezug der Jugendli-
chen sowie der Eltern und Er-
zieher in die Erarbeitung der
Jugendgesetzesrevision ist
wichtig, weil damit die einma-
lige Chance besteht, dass die
direkt Betroffenen entschei-
dend Einfluss nehmen können.

Ich hoffe auf eine lebendige
Diskussion.

Kommen Sie am 30. Juni zur
Tagung «Ein Jugendgesetz
entsteht»? Und warum soll-
ten Jugendliche und Erwach-
sene daran teilnehmen?

Am 30. Juni werden meine
Stellvertreterin, Hildegard Mar-
xer und ich an der Tagung teil-
nehmen und uns in die Diskus-
sion einbringen. Es ist mir ein
Anliegen, mit Jugendlichen, El-
tern und Erziehern ins Ge-
spräch zu kommen. Diese neue
Art, eine Gesetzesänderung zu
erarbeiten, wird hoffentlich
von vielen genutzt. Ich freue
mich auf diesen Tag und hoffe,
dass möglichst viele daran teil-
nehmen.

Hinweis: Anmeldungen zur
Tagung «Ein neues Jugendge-
setz entsteht» nimmt das Amt
für Soziale Dienste, Telefon 
236 72 55, oder E-Mail: Nan-
cy.Barouk@asd.llv.li gerne ent-
gegen. (pafl)
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Jugendgesetz: Bürgergespräche mit dem Regierungschef 
Otmar Hasler bei der Tagung «Ein neues Jugendgesetz entsteht»

Regierungschef Otmar Hasler nimmt am Samstag, den  30. Juni an
der Tagung «Ein neues Jugendgesetz entsteht» teil und sucht das
Gespräch mit der Bevölkerung. (Archivbild)

VU in diversen Sachfragen im Abseits
Landtagwahlen 2001: Vorläufige Ergebnisse einer Nachwahl-Befragung vorgestellt

Die klaren Voten der
Wählerschaft in heiss 
diskutierten Sachfragen
stellten jeweils die VU mit
ihren Positionen, die sich
teilweise aus ihrer Regie-
rungstätigkeit ableiteten,
ins politische Abseits. In
personeller Hinsicht lag
der FBP-Regierungschef-
kandidat Otmar Hasler in
der Sympathieeinschät-
zung deutlich vor Mario
Frick von der VU, der mit
seinem Regierungsteam
auch innerhalb der eige-
nen Partei an Zuspruch
einbüsste.

Dies geht aus den (vorläufigen)
Ergebnissen einer Befragung
von 800 Personen hervor, die
unmittelbar nach der Landtags-
wahl 2001 durchgeführt wurde.
Die Resultate wurden gestern
Abend von Dr. Wilfried Marxer,
Forschungsbeauftragter am
Liechtenstein-Institut in Ben-
dern, vorgestellt und kommen-
tiert. Nachfolgend eine Zusam-
menfassung seines Vortrages.

Mehr Wechselwähler
Sowohl aus den amtlichen

Wahlresultaten wie auch aus
den Individualdaten der Nach-
wahlbefragungen lassen sich
Hinweise darauf ablesen, dass
das Wechselwahlverhalten in
Liechtenstein zunimmt. Die
Wahlen 2001 haben zu Ver-
schiebungen in den Stim-
menanteilen der Parteien ge-
führt, wie sie bei den Wahlen
seit dem Zweiten Weltkrieg un-
bekannt waren. Dabei ging der
mit Abstand grösste Wähler-
strom direkt von der VU zur
FBP. Das lässt sich den Daten
der Nachwahlumfrage entneh-
men, die auch eine Erinne-
rungsfrage bezüglich des Wahl-
entscheides bei den Wahlen
1997 enthielt. Die VU musste
auch Stimmen an die FL abge-
ben. Die FBP konnte vor allem
von der VU, in geringerem Um-
fang auch von der FL, Stimmen
hinzugewinnen. Im Vergleich
zu den Wahlen 1997 sind ins-
gesamt stärkere Wählerwande-
rungen zu verzeichnen.

Die Gewinne und Verluste

widerspiegeln sich deutlich in
der Sympathiebeurteilung der
Parteien. Analog zum Wahler-
gebnis haben die Sympathie-
werte der VU und der FL gelit-
ten, während die FBP in der
Gunst der Wählerinnen und
Wähler markant zulegen 
konnte.

Die Kandidateneffekte
Obwohl bei den Landtags-

wahlen formal betrachtet Ab-
geordnete für die 25 Mandate
ausgewählt werden, stehen die
Kandidaten nicht allein im
Zentrum der Wahl. Traditionel-
le Parteibindungen (bei den
beiden Grossparteien über 40
%) und programmatische Fra-
gen (mit rund 65 % am ausge-
prägtesten bei der FL) spielen
ebenfalls eine Rolle. Aber auch
auf der Ebene der Persönlich-
keitswahl rücken andere Perso-
nen, nämlich die vorgeschla-
genen Mitglieder einer künfti-
gen Regierung, ins Blickfeld.

Es zeigt sich denn auch, dass
das Landtagsteam für den indi-
viduellen Wahlentscheid in der
Regel bei allen drei Parteien 
eine eher untergeordnete Rolle
spielt. Auf der Ebene der Per-
sönlichkeitswahl zeigen die

Nominationen für die Regie-
rung tatsächlich einen höheren
Wahleinfluss (bei der VU aber
abgeschwächt) als das Land-
tagsteam. Dabei dürfte insbe-
sondere der jeweilige Regie-
rungschef-Kandidat eine be-
sondere Stellung einnehmen.
Bei den Wahlen 2001 lag Otmar
Hasler in der Sympathieein-
schätzung klar vor Mario Frick,
der (wie übrigens auch der FL-
Landtagsspitzenkandidat Paul
Vogt) auf einer 10er-Skala zwi-

schen 1997 und 2001 mehr als
einen Punkt einbüsste. Über 50
% der Befragten sahen eher Ot-
mar Hasler als Regierungschef,
nur noch knapp 39 % hätten
eher Mario Frick an der Spitze
der Regierung gehabt. Zwi-
schen der Beurteilung der Re-
gierungschef-Kandidaten und
dem Wahlergebnis zeigt sich
eine klare Korrelation.

Die Sachfragen
Die Wahlen 2001 waren wie

selten zuvor auch thematische
Wahlen. Basis dafür bot nicht
nur die vielschichtige Problem-
lage im Vorfeld der Wahlen mit
einer ganzen Reihe von Streit-
fragen, sondern auch der spezi-
elle Umstand, dass die VU in
der Alleinregierung eindeutig
für politische Unzulänglichkei-
ten verantwortlich gemacht
werden konnte. Die FBP bot
sich somit bei den Wahlen 2001
zu einigen umstrittenen The-
men als politische Alternative
an.

Die Nachwahlumfrage 2001
belegt, dass es einige heiss dis-
kutierte Sachfragen gab, die die
Wählerschaft gespalten haben,
teilweise aber auch Sachfragen,
bei denen sich eindeutige

Mehrheiten für bestimmte Lö-
sungswege herauskristallisier-
ten. Im Gegensatz zu den
Wahlen 1997, wo sich zwischen
der Wählerschaft der VU und
der FBP in den Sachfragen
praktisch keine Einstellungs-
Unterschiede feststellen liessen,
zeigen alle in der Umfrage 2001
thematisierten Sachfragen sig-
nifikante Assoziationen mit
dem Wahlentscheid. Als he-
rausragende Themen kristalli-
sieren sich dabei die Einstellun-
gen zur Festnetz- und Mobilte-
lefonie, zu den Ereignissen auf
dem Finanzplatz, zur Verfas-
sungsfrage und zur Frage einer
Koalition bzw. einer Alleinre-
gierung als bevorzugtes Modell
heraus.

Votum für Koalition
Die klaren Voten der Wähler-

schaft für eine Hinwendung zur
Swisscom (67 % aller Befrag-
ten), einen Ausbaustopp in der
Mobiltelefonie (62 %) oder für
eine Koalitionsregierung (78 %)
stellten dabei jeweils die VU
mit ihren Positionen, die sich
teilweise aus ihrer Regierungs-
tätigkeit ableiteten, ins politi-
sche Abseits. In dieser Hinsicht
fehlte es der VU an der nötigen
Sensibilität, die Stimmungslage
in der Wählerschaft zu erken-
nen und darauf zu reagieren.
Selbst auf VU-Seite befürwor-
teten 68 % eine Koalition. Die
FBP als politischer Gegner
brachte dies mit der Perspektive
der «Konzentration der Kräfte»
offenbar für viele Wählerinnen
und Wähler nachvollziehbar
auf den Punkt.

Die FBP lag teilweise mit
ihren programmatischen Aus-
sagen näher beim Volkswillen
als die VU, teilweise bot sie sich
aber auch als «Auffangbecken»
für Unzufriedene und Ent-
täuschte an. Die FL dürfte als
Alternative zur VU vor allem
ausgeschieden sein, weil sich
ein beachtlicher Teil der Wäh-
lerinnen und Wähler neu oder
wieder der FBP zuwandte, weil
sie vom Tempo und den Turbu-
lenzen in der Politik der ver-
gangenen Jahre genug hatten.
Die FBP stellte für dieses
Wählersegment das richtige
politische Angebot dar, weil sie
programmatisch eher konser-

vative Positionen vertrat, diese
Positionen in der Person 
des Regierungschef-Kandida-
ten Otmar Hasler den glaub-
würdigsten Ausdruck als Sym-
bolfigur für einen neuen Kurs
fanden und weil schliesslich
auch der Wahlkampf der FBP
Signale für eine harmonische-
re, konfliktfreiere Politik ohne
Streit aussandte.

Dr. Wilfried Marxer, Forschungsbeauftragter am Liechtenstein-Institut, stellte gestern die vorläufigen
Ergebnisse einer Meinungsumfrage vor, die unmittelbar nach der Landtagswahl 2001 durchgeführt
wurde. (Bild: Paul Trummer)

Dr. Wilfried Marxer fasst die
vorläufigen Ergebnisse der
Nachwahl-Befragung wie
folgt zusammen: «Die Wah-
len 2001 haben eine weitere
Lockerung der traditionellen
Parteibindungen bestätigt.
Kurzfristige Wahlmotive, d.h.
die Beurteilung der Regie-
rungstätigkeit, die Akzeptanz
von politischen Persönlich-
keiten und programmatische
Präferenzen, haben als Be-
stimmungsfaktoren für den
Wahlentscheid an Bedeutung
gewonnen. Diese Entwick-
lung wurde einerseits akzen-
tuiert, weil eine Vielzahl
strittiger Themenstellungen –
nicht zuletzt auch durch den
dynamischen Regierungsstil
der VU – vorhanden war. An-
dererseits hat aber auch das
System der Alleinregierung
eine klarere programmati-
sche Profilierung der Partei-
en und somit eine Ausdiffe-
renzierung des politischen
Angebots mit sich gebracht.
Die überdurchschnittlichen
Stimmengewinne und -ver-
luste sind aber auch teilweise
dadurch erklärbar, dass ei-
nerseits vermutlich eine
Rückwanderung von Wähle-
rinnen und Wählern zur FBP
stattfand, die die Verluste der
vorangegangenen Wahlen
wieder wettmachte. Anderer-
seits dürfte auch die man-
gelnde Erfahrung der
Wählerschaft mit dem kon-
kurrenzdemokratischen Sys-
tem – Alleinregierung und
Opposition – einen über-
durchschnittlichen Wähler-
strom ausgelöst haben, der
sich bei künftigen Wahlen
nicht automatisch wiederho-
len muss.»

Resümee

Wie bereits 1997 liess Dr.
Wilfried Marxer direkt im
Anschluss an die Wahlen
2001 eine Nachwahlumfrage
durchführen, um die 1997
begonnene Wahlforschung in
Liechtenstein auf eine län-
gerfristige Basis zu stellen.
Die Umfrage wurde vom
Meinungsforschungs-Institut
IHA-GfM/ipso durchgeführt.
Die Stichprobe betrug 800
Interviews. Grundlage war
ein standardisierter Fragebo-
gen mit einer Befragungs-
dauer von rund 20 Minuten.

800 Interviews
nach der Wahl


